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285/2021 

 

Kreis Paderborn 
Der Landrat  
Aldegreverstr. 10 - 14  
33102 Paderborn 
 
 
Gemäß  
 
§§ 35, 41, 43, 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG 
NRW) vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), 
 
§ 6 Abs. 1 Nr. 18 Gesetz zur Vorbeugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tiergesundheitsge-
setz – TierGesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2018 (BGBl. I S. 1938), 
 
§ 1 der Verordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten der Tiergesundheit, Tierseuchenbekämp-
fung und Beseitigung tierischer Nebenprodukte sowie zur Übertragung von Ermächtigungen zum Er-
lass von Tierseuchenverordnungen vom 27.02.1996 (GV. NRW S. 104), 
 
§ 44 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15.10.2018 (BGBl. I S. 1665, 2664)  
 
- jeweils in der derzeit geltenden Fassung - 
 
 
 
erlässt der Kreis Paderborn folgende 
 
 
 

Tierseuchen-Allgemeinverfügung 
vom 23.04.2021 

 
zum vollständigen Widerruf der Tierseuchen-Allgemeinverfügung vom 22.03.2021 

 (Ausbruch der Geflügelpest in Delbrück) 
 

 
1. Meine Tierseuchen-Allgemeinverfügung vom 22.03.2021 wird gemäß § 49 Abs. 1 VwVfG NRW 

mit Wirkung vom 24.04.2021, 0:00 Uhr widerrufen.  
 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgege-
ben. 

 
 
Hinweis: 
Weitere Sperrbezirke und Beobachtungsgebiete wurden aufgrund von weiteren amtlich festgestellten 
Ausbrüchen der Geflügelpest in Delbrück mit Tierseuchen-Allgemeinverfügungen vom 02.04.2021, 
10.04.2021 sowie 15.04.2021 festgelegt. Ich weise darauf hin, dass diese derzeit weiterhin Bestand 
haben und in den festgelegten Gebieten die Regelungen für Sperrbezirke bzw. Beobachtungsgebiete 
weiterhin gelten. 
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Begründung: 
 
Zu 1.: 
  
Am 22.03.2021 wurde der Ausbruch der Geflügelpest bei einem gehaltenen Vogel in einem Geflügel-
bestand in Delbrück amtlich festgestellt.  
 
Nach § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten der Tiergesundheit, Tierseuchenbe-
kämpfung und Beseitigung tierischer Nebenprodukte sowie zur Übertragung von Ermächtigungen 
zum Erlass von Tierseuchenverordnungen bin ich als Kreisordnungsbehörde für den Erlass der Tier-
seuchenverfügung zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung des hochpathogenen 
aviären Influenzavirus (Geflügelpest) zuständig. 
 
Mit Tierseuchen-Allgemeinverfügung vom 22.03.2021 habe ich gemäß §§ 21 Abs. 1 und 27 Abs. 1 
der Geflügelpest-Verordnung um den betroffenen Betrieb einen Sperrbezirk sowie ein Beobachtungs-
gebiet festgelegt.  
 
Gemäß § 49 Abs. 1 VwVfG NRW kann ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungsakt, auch 
nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
werden, außer wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut erlassen werden müsste oder aus 
anderen Gründen ein Widerruf unzulässig ist.  
 
Bereits mit Allgemeinverfügung vom 14.04.2021 habe ich die Tierseuchen-Allgemeinverfügung vom 
22.03.2021 gemäß § 49 Abs. 1 VwVfG NRW mit Wirkung vom 15.04.2021, 0:00 Uhr insoweit widerru-
fen, als mit Ziffer 1. um den Ausbruchsbetrieb in Delbrück herum nach § 21 Abs. 1 der Geflügelpest-
Verordnung ein Sperrbezirk für das Gebiet des Kreises Paderborn festgelegt wurde, weil die Festle-
gung des Sperrbezirks ab dem 15.04.2021 nicht mehr erforderlich war. 
 
Da die vorgesehenen Maßnahmen im Beobachtungsgebiet mit Ablauf des 23.04.2021 mindestens 30 
Tage nach dem Zeitpunkt des Abschlusses der Grobreinigung und der ersten Desinfektion des Seu-
chenbetriebs aufrechterhalten worden sind, ist die Festlegung des Beobachtungsgebietes ab dem 
24.04.2021 nicht mehr erforderlich, so dass die Tierseuchen-Allgemeinverfügung vom 22.03.2021 ab 
dem 24.04.2021, 0.00 Uhr auch hinsichtlich des festgelegten Beobachtungsgebiets um den Aus-
bruchsbestand in Delbrück widerrufen werden kann. 
 
Zu 2.: 
 
Auf Grundlage der §§ 41 Absatz 4 Satz 4, 43 Absatz 1 VwVfG NRW kann als Zeitpunkt der Bekannt-
gabe einer Allgemeinverfügung der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. 
  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist schriftlich beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 32 
40, 32389 Minden) oder mündlich zur Niederschrift beim Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Verwaltungsgerichts Minden oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektro-
nische Poststelle des Verwaltungsgerichts Minden zu erheben. Das elektronische Dokument muss für 
die Bearbeitung durch das Verwaltungsgericht Minden geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) ein gereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen  
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Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung- ERW) vom 24. November 2017 (BGBl. I 
S. 3803).  
 
 
 
Hinweise: 
 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen bevollmächtigten Person versäumt werden soll-
te, so würde deren Verschulden Ihnen zugerechnet, Ihre Klage muss innerhalb der Monatsfrist bei 
Gericht eingegangen sein. Gegner einer Klage gegen diesen Bescheid ist der Kreis Paderborn. 
 
Diese Allgemeinverfügung sowie die Karte des aufgehobenen Beobachtungsgebietes können wäh-
rend der üblichen Öffnungszeiten im Amt für Verbraucherschutz und Veterinärwesen des Kreises 
Paderborn, 33102 Paderborn, Aldegreverstr. 10-14, Gebäude D, Zimmer D.00.24, eingesehen wer-
den. 
 
 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
 
Beninde 
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286/2021 

 

Allgemeinverfügung 

des Kreises Paderborn 

zur Absonderung in häusliche Quarantäne 

zum Schutz der Bevölkerung des Kreises Paderborn vor der Verbreitung des Coronavirus 

SARS- CoV- 2 

 

gegenüber 

 

den Schülerinnen und Schülern sowie dem Lehrpersonal der Klasse 7 d Gruppe A 

der Friedrich-Spee-Gesamtschule Paderborn, Weißdornweg 6, 33100 Paderborn 

 

Gemäß §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 30 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 

Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20.07.2000 (BGBl. I S. 

1045), § 3 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes zur Regelung besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen 

einer epidemischen Lage von nationaler oder landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zustän-

digkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Befugnisgesetz - IfSBG-NRW) vom 

14.04.2020 (GV. NRW. S. 218b) sowie § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 (GV. NRW S. 602) - jeweils in der z.Zt. gültigen 

Fassung – erlässt der Kreis Paderborn folgende 

 

 

Allgemeinverfügung 

 

 

I. 

 

Alle Schülerinnen und Schüler sowie Lehrerinnen und Lehrer der Klasse 7d Gruppe A 

der Friedrich-Spee-Gesamtschule Paderborn, Weißdornweg 6, 33100 Paderborn, die im Zeitraum 

vom 19.04.2021 bis 22.04.2021 einschließlich, den Unterricht besuchten bzw. gestalteten, haben sich 

unverzüglich bis einschließlich 06.05.2021, 24.00 Uhr, in häusliche Absonderung zu begeben. 

 

II. 

 

Eine Verkürzungsmöglichkeit der Quarantäne wird untersagt.  

 

 

III. 

 

Die unter Ziffer I. genannten Personen dürfen die eigene Häuslichkeit ohne ausdrückliche Zustim-

mung des Gesundheitsamtes des Kreises Paderborn während dieser Zeit nicht verlassen. Wenn sich 

an die eigene Häuslichkeit ein Balkon, eine Terrasse oder ein Garten anschließt, dürfen sich die be-

troffenen Personen auch in diesem Bereich aufhalten, wenn der Bereich ausschließlich von ihnen 

oder mit ihnen zusammenlebenden Personen benutzt wird.  

 

Den betroffenen Personen wird untersagt, während dieser Zeit Besuch von Personen zu empfangen, 

die nicht ihrem Haushalt angehören. Der Kontakt zu haushaltsangehörigen Personen soll auf ein  
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Mindestmaß beschränkt werden. Bei unverzichtbaren Kontakten soll eine Alltagsmaske (Empfehlung 

FFP2) getragen werden.      

 

Sollte ein Kontakt mit anderen Personen zwingend notwendig werden, so ist dies vorab mit dem Ge-

sundheitsamt des Kreises Paderborn abzustimmen.  

 

IV. 

 

Die unter Ziffer I. genannten Personen sind ferner verpflichtet, das Gesundheitsamt des Kreises Pa-

derborn unverzüglich zu kontaktieren, wenn typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Verlust des Geruchs- und Geschmackssinns in-

nerhalb der Zeit der Absonderung bei ihnen auftreten.  

 

V. 

 

Die Anordnungen zu den Ziffern I.-IV. gelten nicht für Personen, die bereits an einer durch Labordiag-

nostik nachgewiesenen britischen Mutation des Coronavirus SARS- CoV- 2 erkrankt waren. 

 

VI. 

 

Diese Allgemeinverfügung ist aufgrund von § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils gültigen Fassung i. V. m. §§ 28 Abs. 3, 16 Abs. 8 IfSG 

sofort vollziehbar.  

 

VII. 

 

Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung stellen eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 

6 IfSG dar, die mit einer Geldbuße geahndet werden kann. 

 

VIII. 

 

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 S. 3 und 4 VwVfG NRW einen Tag nach der Be-

kanntmachung als bekannt gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt durch die Veröffentlichung im Amtsblatt 

des Kreises Paderborn.  

 

 

Begründung 

 

Zu I – V: 

 

Diese Allgemeinverfügung dient dem Zwecke, die Ausbreitung des Coronavirus SARS- CoV- 2 einzu-

dämmen. 

 

Die Anordnung der häuslichen Absonderung /Quarantäne ergeht auf Grundlage der §§ 28 Abs. 1 

Satz 1, 30 Abs. 1 Satz 2 IfSG in Verbindung mit den §§ 1 Abs. 1 und 3 Abs. 3 Nummer 1 des IfSBG 

NRW. 
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Gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, 

wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, 

soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 

Sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter 

bestimmten Bedingungen zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder 

nur unter bestimmten Bedingungen zu betreten. 

 

Gemäß § 30 Abs. 1 Satz 2 IfSG kann bei Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächti-

gen und Ausscheidern angeordnet werden, dass sie in geeigneter Weise abgesondert werden, soweit 

und solange es zur Verhinderung der Verbreitung der übertragbaren Krankheit notwendig ist. 

 

Zuständige Behörde ist gemäß § 28 Abs. 1 IfSG i. V. m. § 3 Abs. 3 Nr. 1 IfSBG NRW das Gesund-

heitsamt des Kreises Paderborn, da ein sofortiges Tätigwerden aus Gründen der unmittelbaren Ge-

fahrenabwehr geboten ist. 

Die Schülerinnen und Schüler sowie das Lehrpersonal der Klasse 7d Gruppe A der Friedrich-Spee-

Gesamtschule Paderborn, Weißdornweg 6, 33100 Paderborn, sind ansteckungsverdächtig im Sinne 

des § 2 Nr. 7 IfSG. Hierzu zählen Personen, von denen anzunehmen ist, dass sie Krankheitserreger 

aufgenommen haben, ohne krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider zu sein.  

Die durch das Corona-Virus SARS-COV-2 hervorgerufenen Erkrankung ist unzweifelhaft eine über-

tragbare Krankheit im Sinne des § 2 Nr. 3 IfSG. Das Virus ist hochansteckend und kann durch Tröpf-

cheninfektion, durch die Ausscheidung von Viren in der Atemluft (Aerosole) und durch eine Schmier-

infektion (auf Gegenständen) von Mensch zu Mensch übertragen werden.  

Eine Aufnahme von Krankheitserregern ist anzunehmen, wenn mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

Kontakt zu einer infizierten Person oder einem infizierten Gegenstand bestand. Im Interesse eines 

wirksamen Infektionsschutzes sind dabei an die erforderliche Wahrscheinlichkeit nach allgemeinen 

Grundsätzen im Gefahrenabwehrrecht umso geringere Anforderungen zu stellen, je höher und fol-

genschwerer der möglicherweise entstehende Schaden ist. Daher kann im Fall eines hochanstecken-

den Krankheitserregers, der bei einer Infektion zu einer tödlich verlaufenden Erkrankung führen kann, 

gegen die eine wirksame medikamentöse Therapie nicht zur Verfügung steht, auch eine vergleichs-

weise geringe Übertragungswahrscheinlichkeit genügen (vgl. BVerwG, Urteil vom 22.03.2012 -  3 C 

16/11). 

Ein Schüler der Klasse 7d Gruppe A ist am 22.04.2021 positiv auf das Coronavirus SARS-CoV 2 ge-

testet worden. Die Betroffenen haben sich im infektiösen Zeitintervall über einen längeren Zeitraum 

mit der infizierten Person in einem Unterrichtsraum befunden. Nach medizinischen Erkenntnissen 

sind die letzten 4 Tage vor dem Zeitpunkt der Durchführung eines Tests, der ein positives Ergebnis 

aufweist, als infektiöses Zeitintervall zu werten. Gleiches gilt für Zeiträume nach der Testdurchfüh-

rung. Es wurde am 22.04.2021 bei der betroffenen Person eine Testung durchgeführt, die positiv aus-

fiel. Der letzte Kontakt zu der Indexperson erfolgte am 22.04.2021. 

Die Kontaktsituation im Einzelnen ist schwer zu überblicken, etwaige Abstandsregelungen sind 

schwer zu kontrollieren. Darüber hinaus kann das Ausgesetztsein einer Einzelperson zu im Raum 

möglicherweise schwebenden infektiösen Partikeln auch durch etwaige Alltagsmasken kaum gemin-

dert werden, da die Aerosole an der Maske vorbei eingeatmet werden.    

 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2012-03-22&az=3C1611&ge=BVERWG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2012-03-22&az=3C1611&ge=BVERWG
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Die vorgenannten Betroffenen sind aufgrund der aktuellen RKI-Empfehlungen - vgl. RKI, „Kontaktper-

sonen-Nachverfolgung bei SARS-CoV-2-Infektionen“, Stand 16.11.2020 – optional als „Kontaktperson 

der Kategorie I“ mit einem höheren Infektionsrisiko einzustufen. 

Das RKI ist in § 4 IfSG als die Stelle benannt, die die wissenschaftlichen Grundlagen für Entschei-

dungen des Gesetzgebers und der Exekutive im Bereich des Infektionsschutzes, insbesondere bei 

der Verhinderung einer Weiterverbreitung übertragbarer Erkrankungen, liefert. Seinen Empfehlungen 

kommt daher bei der Auswahl angezeigter Schutzmaßnahmen maßgebliche Bedeutung zu. 

Für Kontaktpersonen der Kategorie I mit höherem Infektionsrisiko empfiehlt es die häusliche Abson-

derung bei gleichzeitiger zeitlicher und räumlicher Trennung von anderen Haushaltsmitgliedern. 

Die Absonderungsanordnung ist auch verhältnismäßig.  

An der Eignung der Quarantäne eine Weiterverbreitung der Infektion einzudämmen, besteht kein 

Zweifel. 

Es sind keine milderen Mittel verfügbar, die sich eindeutig als gleich geeignet erweisen.  

Die Dauer der Absonderung ergibt sich aus der Anordnung dieser Behörde, soll aber in der Regel 14 

Tage nach Kontakt zur positiv getesteten Person betragen.  

Die Regelungen zur grundsätzlichen Möglichkeit der Verkürzung der Quarantäne ergeben sich aus § 

17 Abs. 2 Satz 3 Corona-Test-und-Quarantäneverordnung (CoronaTestQuarantäneVO). Eine Verkür-

zung nach § 17 Abs. 2 S. 3 CoronaTestQuarantäneVO soll jedoch nicht erfolgen, wenn gemäß den 

vorgenannten Robert Koch-Institut-Empfehlungen zur „Kontaktpersonen-Nachverfolgung bei SARS-

CoV-2-Infektionen 

(https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html) 

davon abzusehen ist.  

Aus diesen Empfehlungen ergibt sich, dass aufgrund der beobachteten Zunahme der besorgniserre-

genden SARS-CoV-2-Varianten, die Möglichkeit einer Verkürzung der häuslichen Absonderung durch 

einen negativen SARS-CoV-2-Test aufgrund derzeit fehlender Daten mindestens so lange entfällt, bis 

mehr Erfahrungen vorliegen. Dies gilt unabhängig von einem Verdacht auf oder den Nachweis von 

besorgniserregenden Varianten bei der positiv getesteten Person. 

Dieser fachlichen Bewertung schließe ich mich an und schließe insofern eine Verkürzungsmöglichkeit 

Ihrer Quarantäne aktuell aus.  

Insbesondere habe ich dabei berücksichtigt, dass die sog. VOC-Fälle („Virusmutations-Fälle“) im Ver-

gleich zu den bisher aufgetretenen SARS-CoV-2-Fällen eine stark erhöhte Übertragbarkeit und Infek-

tionsgefahr sowie einen schwereren Krankheitsverlauf aufweisen. Darüber hinaus ist die Datenlage 

zur Ausscheidungskinetik zum jetzigen Zeitpunkt noch unzureichend. Die Verbreitung der insofern für 

die Allgemeinheit bestehenden erhöhten Gesundheitsgefährdung gilt es frühzeitig zu unterbinden. 

Daher wird empfohlen, zeitnah vor Ablauf der Quarantäne einen erneuten PCR-Test durchführen zu 

lassen, um eine mögliche, andauernde Infektiösität darzustellen und eine weitere Verbreitung zu ver-

hindern 

Die ergriffene Maßnahme ist angemessen, auch wenn damit spürbare Eingriffe in die persönliche 

Freiheit einhergehen. Die auf wenige Tage begrenzten Einschränkungen sind mit Rücksicht auf 

überwiegende öffentliche Belange, insbesondere das Interesse der Allgemeinheit, das Infektionsge 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Virusvariante.html;jsessionid=0EA349A90F145708FE0F661815AC76C8.internet072?nn=13490888
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Virusvariante.html;jsessionid=0EA349A90F145708FE0F661815AC76C8.internet072?nn=13490888
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schehen und die damit einhergehenden Gefahren für die Gesundheit vieler Menschen möglichst ef-

fektiv einzudämmen, zumutbar. Darüber hinaus gilt es weiteren Übertragungen innerhalb von Schulen 

und Betreuungseinrichtungen zuvorzukommen und somit die generelle Öffnung derartiger Einrichtun-

gen und damit Bildung, Förderung sowie Fürsorge für alle Schüler/innen und Kinder nicht zu gefähr-

den.  

 

Zu VII. 

 

Die Anfechtungsklage hat gegen diese Allgemeinverfügung keine aufschiebende Wirkung,  

§ 16 Abs. 8 IfSG. 

 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-

waltungsgericht Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 

8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift des Ur-

kundenbeamten der Geschäftsstelle oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments nach 

Maßgabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- und der Verordnung über die techni-

schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektroni-

sche Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBI. 

S. 3803) einzureichen.  

Paderborn, 23.04.2021 

gez. 

Christoph Rüther, Landrat 
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287/2021 
 

Allgemeinverfügung 

des Kreises Paderborn 

zur Absonderung in häusliche Quarantäne 

zum Schutz der Bevölkerung des Kreises Paderborn vor der Verbreitung des Coronavirus 

SARS- CoV- 2 

 

gegenüber 

 

den Schülerinnen und Schülern sowie dem Lehrpersonal der Klasse 5 c Gruppe B 

der Friedrich-Spee-Gesamtschule Paderborn, Weißdornweg 6, 33100 Paderborn 

 

Gemäß §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 30 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 

Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20.07.2000 (BGBl. I S. 

1045), § 3 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes zur Regelung besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen 

einer epidemischen Lage von nationaler oder landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zustän-

digkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Befugnisgesetz - IfSBG-NRW) vom 

14.04.2020 (GV. NRW. S. 218b) sowie § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 (GV. NRW S. 602) - jeweils in der z.Zt. gültigen 

Fassung – erlässt der Kreis Paderborn folgende 

 

 

Allgemeinverfügung 

 

 

I. 

 

Alle Schülerinnen und Schüler sowie Lehrerinnen und Lehrer der Klasse 5c Gruppe B 

der Friedrich-Spee-Gesamtschule Paderborn, Weißdornweg 6, 33100 Paderborn, die im Zeitraum 

vom 19.04.2021 bis 21.04.2021 einschließlich, den Unterricht besuchten bzw. gestalteten, haben sich 

unverzüglich bis einschließlich 05.05.2021, 24.00 Uhr, in häusliche Absonderung zu begeben. 

 

II. 

 

Eine Verkürzungsmöglichkeit der Quarantäne wird untersagt.  

 

 

III. 

 

Die unter Ziffer I. genannten Personen dürfen die eigene Häuslichkeit ohne ausdrückliche Zustim-

mung des Gesundheitsamtes des Kreises Paderborn während dieser Zeit nicht verlassen. Wenn sich 

an die eigene Häuslichkeit ein Balkon, eine Terrasse oder ein Garten anschließt, dürfen sich die be-

troffenen Personen auch in diesem Bereich aufhalten, wenn der Bereich ausschließlich von ihnen 

oder mit ihnen zusammenlebenden Personen benutzt wird.  

 

Den betroffenen Personen wird untersagt, während dieser Zeit Besuch von Personen zu empfangen, 

die nicht ihrem Haushalt angehören. Der Kontakt zu haushaltsangehörigen Personen soll auf ein  
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Mindestmaß beschränkt werden. Bei unverzichtbaren Kontakten soll eine Alltagsmaske (Empfehlung 

FFP2) getragen werden.      

 

Sollte ein Kontakt mit anderen Personen zwingend notwendig werden, so ist dies vorab mit dem Ge-

sundheitsamt des Kreises Paderborn abzustimmen.  

 

IV. 

 

Die unter Ziffer I. genannten Personen sind ferner verpflichtet, das Gesundheitsamt des Kreises Pa-

derborn unverzüglich zu kontaktieren, wenn typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Verlust des Geruchs- und Geschmackssinns in-

nerhalb der Zeit der Absonderung bei ihnen auftreten.  

 

V. 

 

Die Anordnungen zu den Ziffern I.-IV. gelten nicht für Personen, die bereits an einer durch Labordiag-

nostik nachgewiesenen britischen Mutation des Coronavirus SARS- CoV- 2 erkrankt waren. 

 

VI. 

 

Diese Allgemeinverfügung ist aufgrund von § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils gültigen Fassung i. V. m. §§ 28 Abs. 3, 16 Abs. 8 IfSG 

sofort vollziehbar.  

 

VII. 

 

Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung stellen eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 

6 IfSG dar, die mit einer Geldbuße geahndet werden kann. 

 

VIII. 

 

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 S. 3 und 4 VwVfG NRW einen Tag nach der Be-

kanntmachung als bekannt gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt durch die Veröffentlichung im Amtsblatt 

des Kreises Paderborn.  

 

 

Begründung 

 

Zu I – V: 

 

Diese Allgemeinverfügung dient dem Zwecke, die Ausbreitung des Coronavirus SARS- CoV- 2 einzu-

dämmen. 

 

Die Anordnung der häuslichen Absonderung /Quarantäne ergeht auf Grundlage der §§ 28 Abs. 1 

Satz 1, 30 Abs. 1 Satz 2 IfSG in Verbindung mit den §§ 1 Abs. 1 und 3 Abs. 3 Nummer 1 des IfSBG 

NRW. 
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Gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, 

wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, 

soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 

Sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter 

bestimmten Bedingungen zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder 

nur unter bestimmten Bedingungen zu betreten. 

 

Gemäß § 30 Abs. 1 Satz 2 IfSG kann bei Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächti-

gen und Ausscheidern angeordnet werden, dass sie in geeigneter Weise abgesondert werden, soweit 

und solange es zur Verhinderung der Verbreitung der übertragbaren Krankheit notwendig ist. 

 

Zuständige Behörde ist gemäß § 28 Abs. 1 IfSG i. V. m. § 3 Abs. 3 Nr. 1 IfSBG NRW das Gesund-

heitsamt des Kreises Paderborn, da ein sofortiges Tätigwerden aus Gründen der unmittelbaren Ge-

fahrenabwehr geboten ist. 

Die Schülerinnen und Schüler sowie das Lehrpersonal der Klasse 5c Gruppe B der Friedrich-Spee-

Gesamtschule Paderborn, Weißdornweg 6, 33100 Paderborn, sind ansteckungsverdächtig im Sinne 

des § 2 Nr. 7 IfSG. Hierzu zählen Personen, von denen anzunehmen ist, dass sie Krankheitserreger 

aufgenommen haben, ohne krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider zu sein.  

Die durch das Corona-Virus SARS-COV-2 hervorgerufenen Erkrankung ist unzweifelhaft eine über-

tragbare Krankheit im Sinne des § 2 Nr. 3 IfSG. Das Virus ist hochansteckend und kann durch Tröpf-

cheninfektion, durch die Ausscheidung von Viren in der Atemluft (Aerosole) und durch eine Schmier-

infektion (auf Gegenständen) von Mensch zu Mensch übertragen werden.  

Eine Aufnahme von Krankheitserregern ist anzunehmen, wenn mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

Kontakt zu einer infizierten Person oder einem infizierten Gegenstand bestand. Im Interesse eines 

wirksamen Infektionsschutzes sind dabei an die erforderliche Wahrscheinlichkeit nach allgemeinen 

Grundsätzen im Gefahrenabwehrrecht umso geringere Anforderungen zu stellen, je höher und fol-

genschwerer der möglicherweise entstehende Schaden ist. Daher kann im Fall eines hochanstecken-

den Krankheitserregers, der bei einer Infektion zu einer tödlich verlaufenden Erkrankung führen kann, 

gegen die eine wirksame medikamentöse Therapie nicht zur Verfügung steht, auch eine vergleichs-

weise geringe Übertragungswahrscheinlichkeit genügen (vgl. BVerwG, Urteil vom 22.03.2012 -  3 C 

16/11). 

Eine Schülerin der Klasse 5c Gruppe B ist am 21.04.2021 positiv auf das Coronavirus SARS-CoV 2 

getestet worden. Die Betroffenen haben sich im infektiösen Zeitintervall über einen längeren Zeitraum 

mit der infizierten Person in einem Unterrichtsraum befunden. Nach medizinischen Erkenntnissen 

sind die letzten 4 Tage vor dem Zeitpunkt der Durchführung eines Tests, der ein positives Ergebnis 

aufweist, als infektiöses Zeitintervall zu werten. Gleiches gilt für Zeiträume nach der Testdurchfüh-

rung. Es wurde am 21.04.2021 bei der betroffenen Person eine Testung durchgeführt, die positiv aus-

fiel. Der letzte Kontakt zu der Indexperson erfolgte am 21.04.2021. 

Die Kontaktsituation im Einzelnen ist schwer zu überblicken, etwaige Abstandsregelungen sind 

schwer zu kontrollieren. Darüber hinaus kann das Ausgesetztsein einer Einzelperson zu im Raum 

möglicherweise schwebenden infektiösen Partikeln auch durch etwaige Alltagsmasken kaum gemin-

dert werden, da die Aerosole an der Maske vorbei eingeatmet werden.    

 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2012-03-22&az=3C1611&ge=BVERWG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2012-03-22&az=3C1611&ge=BVERWG
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Die vorgenannten Betroffenen sind aufgrund der aktuellen RKI-Empfehlungen - vgl. RKI, „Kontaktper-

sonen-Nachverfolgung bei SARS-CoV-2-Infektionen“, Stand 16.11.2020 – optional als „Kontaktperson 

der Kategorie I“ mit einem höheren Infektionsrisiko einzustufen. 

Das RKI ist in § 4 IfSG als die Stelle benannt, die die wissenschaftlichen Grundlagen für Entschei-

dungen des Gesetzgebers und der Exekutive im Bereich des Infektionsschutzes, insbesondere bei 

der Verhinderung einer Weiterverbreitung übertragbarer Erkrankungen, liefert. Seinen Empfehlungen 

kommt daher bei der Auswahl angezeigter Schutzmaßnahmen maßgebliche Bedeutung zu. 

Für Kontaktpersonen der Kategorie I mit höherem Infektionsrisiko empfiehlt es die häusliche Abson-

derung bei gleichzeitiger zeitlicher und räumlicher Trennung von anderen Haushaltsmitgliedern. 

Die Absonderungsanordnung ist auch verhältnismäßig.  

An der Eignung der Quarantäne eine Weiterverbreitung der Infektion einzudämmen, besteht kein 

Zweifel. 

Es sind keine milderen Mittel verfügbar, die sich eindeutig als gleich geeignet erweisen.  

Die Dauer der Absonderung ergibt sich aus der Anordnung dieser Behörde, soll aber in der Regel 14 

Tage nach Kontakt zur positiv getesteten Person betragen.  

Die Regelungen zur grundsätzlichen Möglichkeit der Verkürzung der Quarantäne ergeben sich aus § 

17 Abs. 2 Satz 3 Corona-Test-und-Quarantäneverordnung (CoronaTestQuarantäneVO). Eine Verkür-

zung nach § 17 Abs. 2 S. 3 CoronaTestQuarantäneVO soll jedoch nicht erfolgen, wenn gemäß den 

vorgenannten Robert Koch-Institut-Empfehlungen zur „Kontaktpersonen-Nachverfolgung bei SARS-

CoV-2-Infektionen 

(https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html) 

davon abzusehen ist.  

Aus diesen Empfehlungen ergibt sich, dass aufgrund der beobachteten Zunahme der besorgniserre-

genden SARS-CoV-2-Varianten, die Möglichkeit einer Verkürzung der häuslichen Absonderung durch 

einen negativen SARS-CoV-2-Test aufgrund derzeit fehlender Daten mindestens so lange entfällt, bis 

mehr Erfahrungen vorliegen. Dies gilt unabhängig von einem Verdacht auf oder den Nachweis von 

besorgniserregenden Varianten bei der positiv getesteten Person. 

Dieser fachlichen Bewertung schließe ich mich an und schließe insofern eine Verkürzungsmöglichkeit 

Ihrer Quarantäne aktuell aus.  

Insbesondere habe ich dabei berücksichtigt, dass die sog. VOC-Fälle („Virusmutations-Fälle“) im Ver-

gleich zu den bisher aufgetretenen SARS-CoV-2-Fällen eine stark erhöhte Übertragbarkeit und Infek-

tionsgefahr sowie einen schwereren Krankheitsverlauf aufweisen. Darüber hinaus ist die Datenlage 

zur Ausscheidungskinetik zum jetzigen Zeitpunkt noch unzureichend. Die Verbreitung der insofern für 

die Allgemeinheit bestehenden erhöhten Gesundheitsgefährdung gilt es frühzeitig zu unterbinden. 

Daher wird empfohlen, zeitnah vor Ablauf der Quarantäne einen erneuten PCR-Test durchführen zu 

lassen, um eine mögliche, andauernde Infektiösität darzustellen und eine weitere Verbreitung zu ver-

hindern 

Die ergriffene Maßnahme ist angemessen, auch wenn damit spürbare Eingriffe in die persönliche 

Freiheit einhergehen. Die auf wenige Tage begrenzten Einschränkungen sind mit Rücksicht auf 

überwiegende öffentliche Belange, insbesondere das Interesse der Allgemeinheit, das Infektionsge 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Virusvariante.html;jsessionid=0EA349A90F145708FE0F661815AC76C8.internet072?nn=13490888
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Virusvariante.html;jsessionid=0EA349A90F145708FE0F661815AC76C8.internet072?nn=13490888
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schehen und die damit einhergehenden Gefahren für die Gesundheit vieler Menschen möglichst ef-

fektiv einzudämmen, zumutbar. Darüber hinaus gilt es weiteren Übertragungen innerhalb von Schulen 

und Betreuungseinrichtungen zuvorzukommen und somit die generelle Öffnung derartiger Einrichtun-

gen und damit Bildung, Förderung sowie Fürsorge für alle Schüler/innen und Kinder nicht zu gefähr-

den.  

 

Zu VII. 

 

Die Anfechtungsklage hat gegen diese Allgemeinverfügung keine aufschiebende Wirkung,  

§ 16 Abs. 8 IfSG. 

 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-

waltungsgericht Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 

8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift des Ur-

kundenbeamten der Geschäftsstelle oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments nach 

Maßgabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- und der Verordnung über die techni-

schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektroni-

sche Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBI. 

S. 3803) einzureichen.  

Paderborn, 23.04.2021 

gez. 

Christoph Rüther, Landrat 
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288/2021 
 

Allgemeinverfügung 

des Kreises Paderborn 

zur Absonderung in häusliche Quarantäne 

zum Schutz der Bevölkerung des Kreises Paderborn vor der Verbreitung des Coronavirus 

SARS- CoV- 2 

 

gegenüber 

 

den Kindern sowie dem Betreuungspersonal der Gruppe „Seepferdchen“  

der Kath. Kita St. Joseph, Mastbruchstraße 80, 33104 Paderborn 

 

 

Gemäß §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 30 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 

Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20.07.2000 (BGBl. I S. 

1045), § 3 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes zur Regelung besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen 

einer epidemischen Lage von nationaler oder landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zustän-

digkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Befugnisgesetz - IfSBG-NRW) vom 

14.04.2020 (GV. NRW. S. 218b) sowie § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 (GV. NRW S. 602) - jeweils in der z.Zt. gültigen 

Fassung – erlässt der Kreis Paderborn folgende 

 

 

Allgemeinverfügung 

 

 

I. 

 

Alle Kinder sowie das Betreuungspersonal der Gruppe „Seepferdchen“ der Kath. Kita St. Joseph, 

Mastbruchstraße 80, 33104 Paderborn, die vom 19.04.2021 bis 20.04.2021 die Einrichtung besuch-

ten, haben sich unverzüglich bis einschließlich 04.05.2021, 24.00 Uhr, in häusliche Absonderung zu 

begeben. 

 

II. 

 

Eine Verkürzungsmöglichkeit der Quarantäne wird untersagt.  

 

 

III. 

 

Die unter Ziffer I. genannten Personen dürfen die eigene Häuslichkeit ohne ausdrückliche Zustim-

mung des Gesundheitsamtes des Kreises Paderborn während dieser Zeit nicht verlassen. Wenn sich 

an die eigene Häuslichkeit ein Balkon, eine Terrasse oder ein Garten anschließt, dürfen sich die be-

troffenen Personen auch in diesem Bereich aufhalten, wenn der Bereich ausschließlich von ihnen 

oder mit ihnen zusammenlebenden Personen benutzt wird.  

 

Den betroffenen Personen wird untersagt, während dieser Zeit Besuch von Personen zu empfangen, 

die nicht ihrem Haushalt angehören. Der Kontakt zu haushaltsangehörigen Personen soll auf ein  
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Mindestmaß beschränkt werden. Bei unverzichtbaren Kontakten soll eine Alltagsmaske (Empfehlung 

FFP2) getragen werden.      

 

Sollte ein Kontakt mit anderen Personen zwingend notwendig werden, so ist dies vorab mit dem Ge-

sundheitsamt des Kreises Paderborn abzustimmen.  

 

IV. 

 

Die unter Ziffer I. genannten Personen sind ferner verpflichtet, das Gesundheitsamt des Kreises Pa-

derborn unverzüglich zu kontaktieren, wenn typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Verlust des Geruchs- und Geschmackssinns in-

nerhalb der Zeit der Absonderung bei ihnen auftreten.  

 

V. 

 

Die Anordnungen zu den Ziffern I.-IV. gelten nicht für Personen, die bereits an einer durch Labordiag-

nostik nachgewiesenen britischen Mutation des Coronavirus SARS- CoV- 2 erkrankt waren. 

 

VI. 

 

Diese Allgemeinverfügung ist aufgrund von § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils gültigen Fassung i. V. m. §§ 28 Abs. 3, 16 Abs. 8 IfSG 

sofort vollziehbar.  

 

VII. 

 

Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung stellen eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 

6 IfSG dar, die mit einer Geldbuße geahndet werden kann. 

 

VIII. 

 

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 S. 3 und 4 VwVfG NRW einen Tag nach der Be-

kanntmachung als bekannt gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt durch die Veröffentlichung im Amtsblatt 

des Kreises Paderborn.  

 

 

Begründung 

 

Zu I – V: 

 

Diese Allgemeinverfügung dient dem Zwecke, die Ausbreitung des Coronavirus SARS- CoV- 2 einzu-

dämmen. 

 

Die Anordnung der häuslichen Absonderung /Quarantäne ergeht auf Grundlage der §§ 28 Abs. 1 

Satz 1, 30 Abs. 1 Satz 2 IfSG in Verbindung mit den §§ 1 Abs. 1 und 3 Abs. 3 Nummer 1 des IfSBG 

NRW. 
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Gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, 

wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, 

soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 

Sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter 

bestimmten Bedingungen zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder 

nur unter bestimmten Bedingungen zu betreten. 

 

Gemäß § 30 Abs. 1 Satz 2 IfSG kann bei Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächti-

gen und Ausscheidern angeordnet werden, dass sie in geeigneter Weise abgesondert werden, soweit 

und solange es zur Verhinderung der Verbreitung der übertragbaren Krankheit notwendig ist. 

 

Zuständige Behörde ist gemäß § 28 Abs. 1 IfSG i. V. m. § 3 Abs. 3 Nr. 1 IfSBG NRW das Gesund-

heitsamt des Kreises Paderborn, da ein sofortiges Tätigwerden aus Gründen der unmittelbaren Ge-

fahrenabwehr geboten ist. 

Die Kinder sowie das Betreuungspersonal der Gruppe „Seepferdchen“ der Kath. Kita St. Joseph, 

Mastbruchstraße 80, 33104 Paderborn, sind ansteckungsverdächtig im Sinne des § 2 Nr. 7 IfSG. 

Hierzu zählen Personen, von denen anzunehmen ist, dass sie Krankheitserreger aufgenommen ha-

ben, ohne krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider zu sein.  

Die durch das Corona-Virus SARS-COV-2 hervorgerufenen Erkrankung ist unzweifelhaft eine über-

tragbare Krankheit im Sinne des § 2 Nr. 3 IfSG. Das Virus ist hochansteckend und kann durch Tröpf-

cheninfektion, durch die Ausscheidung von Viren in der Atemluft (Aerosole) und durch eine Schmier-

infektion (auf Gegenständen) von Mensch zu Mensch übertragen werden.  

Eine Aufnahme von Krankheitserregern ist anzunehmen, wenn mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

Kontakt zu einer infizierten Person oder einem infizierten Gegenstand bestand. Im Interesse eines 

wirksamen Infektionsschutzes sind dabei an die erforderliche Wahrscheinlichkeit nach allgemeinen 

Grundsätzen im Gefahrenabwehrrecht umso geringere Anforderungen zu stellen, je höher und fol-

genschwerer der möglicherweise entstehende Schaden ist. Daher kann im Fall eines hochanstecken-

den Krankheitserregers, der bei einer Infektion zu einer tödlich verlaufenden Erkrankung führen kann, 

gegen die eine wirksame medikamentöse Therapie nicht zur Verfügung steht, auch eine vergleichs-

weise geringe Übertragungswahrscheinlichkeit genügen (vgl. BVerwG, Urteil vom 22.03.2012 -  3 C 

16/11). 

Ein Kind der Gruppe „Seepferdchen“ ist am 21.04.2021 positiv auf das Coronavirus SARS-CoV 2 

getestet worden. Die Betroffenen haben sich im infektiösen Zeitintervall über einen längeren Zeitraum 

mit der infizierten Person in einem Gruppenraum befunden. Nach medizinischen Erkenntnissen sind 

die letzten 4 Tage vor dem Zeitpunkt der Durchführung eines Tests, der ein positives Ergebnis auf-

weist, als infektiöses Zeitintervall zu werten. Gleiches gilt für Zeiträume nach der Testdurchführung. 

Es wurde am 21.04.2021 bei der betroffenen Person eine Testung durchgeführt, die positiv ausfiel. 

Der letzte Kontakt zu der Indexperson erfolgte am 20.04.2021. 

Die Kontaktsituation im Einzelnen ist schwer zu überblicken, etwaige Abstandsregelungen sind 

schwer zu kontrollieren. Darüber hinaus kann das Ausgesetztsein einer Einzelperson zu im Raum 

möglicherweise schwebenden infektiösen Partikeln auch durch etwaige Alltagsmasken kaum gemin-

dert werden, da die Aerosole an der Maske vorbei eingeatmet werden.    

 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2012-03-22&az=3C1611&ge=BVERWG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2012-03-22&az=3C1611&ge=BVERWG
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Die vorgenannten Betroffenen sind aufgrund der aktuellen RKI-Empfehlungen - vgl. RKI, „Kontaktper-

sonen-Nachverfolgung bei SARS-CoV-2-Infektionen“, Stand 16.11.2020 – optional als „Kontaktperson 

der Kategorie I“ mit einem höheren Infektionsrisiko einzustufen. 

Das RKI ist in § 4 IfSG als die Stelle benannt, die die wissenschaftlichen Grundlagen für Entschei-

dungen des Gesetzgebers und der Exekutive im Bereich des Infektionsschutzes, insbesondere bei 

der Verhinderung einer Weiterverbreitung übertragbarer Erkrankungen, liefert. Seinen Empfehlungen 

kommt daher bei der Auswahl angezeigter Schutzmaßnahmen maßgebliche Bedeutung zu. 

Für Kontaktpersonen der Kategorie I mit höherem Infektionsrisiko empfiehlt es die häusliche Abson-

derung bei gleichzeitiger zeitlicher und räumlicher Trennung von anderen Haushaltsmitgliedern. 

Die Absonderungsanordnung ist auch verhältnismäßig.  

An der Eignung der Quarantäne eine Weiterverbreitung der Infektion einzudämmen, besteht kein 

Zweifel. 

Es sind keine milderen Mittel verfügbar, die sich eindeutig als gleich geeignet erweisen.  

Die Dauer der Absonderung ergibt sich aus der Anordnung dieser Behörde, soll aber in der Regel 14 

Tage nach Kontakt zur positiv getesteten Person betragen.  

Die Regelungen zur grundsätzlichen Möglichkeit der Verkürzung der Quarantäne ergeben sich aus § 

17 Abs. 2 Satz 3 Corona-Test-und-Quarantäneverordnung (CoronaTestQuarantäneVO). Eine Verkür-

zung nach § 17 Abs. 2 S. 3 CoronaTestQuarantäneVO soll jedoch nicht erfolgen, wenn gemäß den 

vorgenannten Robert Koch-Institut-Empfehlungen zur „Kontaktpersonen-Nachverfolgung bei SARS-

CoV-2-Infektionen 

(https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html) 

davon abzusehen ist.  

Aus diesen Empfehlungen ergibt sich, dass aufgrund der beobachteten Zunahme der besorgniserre-

genden SARS-CoV-2-Varianten, die Möglichkeit einer Verkürzung der häuslichen Absonderung durch 

einen negativen SARS-CoV-2-Test aufgrund derzeit fehlender Daten mindestens so lange entfällt, bis 

mehr Erfahrungen vorliegen. Dies gilt unabhängig von einem Verdacht auf oder den Nachweis von 

besorgniserregenden Varianten bei der positiv getesteten Person. 

Dieser fachlichen Bewertung schließe ich mich an und schließe insofern eine Verkürzungsmöglichkeit 

Ihrer Quarantäne aktuell aus.  

Insbesondere habe ich dabei berücksichtigt, dass die sog. VOC-Fälle („Virusmutations-Fälle“) im Ver-

gleich zu den bisher aufgetretenen SARS-CoV-2-Fällen eine stark erhöhte Übertragbarkeit und Infek-

tionsgefahr sowie einen schwereren Krankheitsverlauf aufweisen. Darüber hinaus ist die Datenlage 

zur Ausscheidungskinetik zum jetzigen Zeitpunkt noch unzureichend. Die Verbreitung der insofern für 

die Allgemeinheit bestehenden erhöhten Gesundheitsgefährdung gilt es frühzeitig zu unterbinden. 

Daher wird empfohlen, zeitnah vor Ablauf der Quarantäne einen erneuten PCR-Test durchführen zu 

lassen, um eine mögliche, andauernde Infektiösität darzustellen und eine weitere Verbreitung zu ver-

hindern 

Die ergriffene Maßnahme ist angemessen, auch wenn damit spürbare Eingriffe in die persönliche 

Freiheit einhergehen. Die auf wenige Tage begrenzten Einschränkungen sind mit Rücksicht auf 

überwiegende öffentliche Belange, insbesondere das Interesse der Allgemeinheit, das Infektionsge 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Virusvariante.html;jsessionid=0EA349A90F145708FE0F661815AC76C8.internet072?nn=13490888
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Virusvariante.html;jsessionid=0EA349A90F145708FE0F661815AC76C8.internet072?nn=13490888
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schehen und die damit einhergehenden Gefahren für die Gesundheit vieler Menschen möglichst ef-

fektiv einzudämmen, zumutbar. Darüber hinaus gilt es weiteren Übertragungen innerhalb von Schulen 

und Betreuungseinrichtungen zuvorzukommen und somit die generelle Öffnung derartiger Einrichtun-

gen und damit Bildung, Förderung sowie Fürsorge für alle Schüler/innen und Kinder nicht zu gefähr-

den.  

 

Zu VII. 

 

Die Anfechtungsklage hat gegen diese Allgemeinverfügung keine aufschiebende Wirkung,  

§ 16 Abs. 8 IfSG. 

 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-

waltungsgericht Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 

8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift des Ur-

kundenbeamten der Geschäftsstelle oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments nach 

Maßgabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- und der Verordnung über die techni-

schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektroni-

sche Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBI. 

S. 3803) einzureichen.  

Paderborn, 23.04.2021 

gez. 

Christoph Rüther, Landrat 
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289/2021 
 
Aufhebung der Allgemeinverfügung vom 16.04.2021 „Nutzung von bestimmten Angeboten auf 
der Basis eines tagesaktuell bestätigten negativen Ergebnisses eines Corona-Schnell- oder 
Selbsttests“ 
 
Auf der Grundlage der §§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung 
von Infektionskrankheiten beim Menschen - Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20.07.2000 (BGBl. I S. 
1045), in Verbindung mit § 6 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes zur Regelung besonderer Handlungsbefug-
nisse im Rahmen einer epidemischen Lage von nationaler oder landesweiter Tragweite und zur Fest-
legung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz-  und Befugnisgesetz 
IfSBG-NRW) vom 14. April 2020 sowie in Verbindung mit § 16 Abs. 2  der Coronaschutzverordnung 
NRW (CoronaSchVO) vom 5. März 2021 in der ab dem 19.04.2021 gültigen Fassung und der §§ 35 
Satz 2, 41, 49 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW) erlässt der Kreis Paderborn nach-
folgende Regelungen: 

 

 

I. Die Allgemeinverfügung zum Schutz der Bevölkerung vor Infektionen mit dem Virus 
SARSCoV-2 vom 16.04.2021, Amtsblatt Nr. 83/2021, betreffend die Nutzung von be-
stimmten Angeboten auf der Basis eines tagesaktuell bestätigten negativen Ergebnisses 
eines Corona-Schnell-oder-Selbsttests wird aufgehoben und die darin getroffenen Rege-
lungen widerrufen. 
 

II. Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 4 VwVfG NRW 
öffentlich bekannt gemacht. Die Bekanntmachung erfolgt durch die Veröffentlichung im 
Amtsblatt des Kreises Paderborn. Sie tritt am 24.04.2021 um 0.00 Uhr in Kraft. 

 
III. Diese Allgemeinverfügung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollzieh-

bar. 
 

 

Begründung: 

 

Am 22.04.2021 ist das Vierte Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage 

von nationaler Tragweite verkündet worden, am 23.04.2021 ist es in Kraft getreten. Danach gelten 

gemäß § 28b Abs. 1 und 3 IfSG bundesweit einheitliche Schutzmaßnahmen, wenn in einem 

Landkreis an drei aufeinanderfolgenden Tagen die durch das Robert-Koch-Institut veröffentlichte 

Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb 

von 7 Tagen den Schwellenwert von 100 überschreitet. 

 

Gemäß § 77 Abs. 6 Satz 2 IfSG gelten die Maßnahmen ab dem 24.04.2021, wenn die 7-Tage-

Inzidenz an drei unmittelbar vor dem 23.04.2021 liegenden Tagen den nach § 28b Abs. 1 und 3 

maßgeblichen Schwellenwert überschritten hat.  

 

Der Kreis Paderborn hat den maßgelblichen Schwellenwert am 20., 21., und 22.04.2021 über-

schritten. Aufgrund der Geltung der bundesweit einheitlichen Schutzmaßnahmen ist die Allge-

meinverfügung daher aufzuheben.  

 

Rechtsbehelfsbelehrung:  

Gegen diese Allgemeinverfügung kann vor dem Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 

Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich 

oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage  
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erhoben werden. 

 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments nach Maßgabe des § 

55a Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO-  und der Verordnung über die technischen Rahmenbe-

dingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behörden-

postfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 3803) 

eingereicht werden. 

 

 

 

Kreis Paderborn, 23.04.2021 

 

Der Landrat 

 

 

gez. Christoph Rüther, Landrat 
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290/2021 

Haushaltssatzung 

des Kreises Paderborn für das Haushaltsjahr 2021 

 

Aufgrund § 53 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 

14.07.1994 (GV NW 1994 S. 646 / SGV NW 2021) und der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV NW 2023) unter Berück-

sichtigung aller seitdem erfolgten Änderungen hat der Kreis- und Finanzausschuss des Kreises Paderborn entsprechend 

§ 50 Abs. 4 der Kreisordnung NRW (Delegation) mit Beschluss vom                        22.02.2021 folgende Haushaltsat-

zung erlassen:  

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr
 
2021, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Kreises voraussichtlich an-

fallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen 

und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird  

 

im Ergebnisplan mit  

 dem Gesamtbetrag der Erträge auf       446.750.527 EUR 

        dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf      452.848.090 EUR 

 

im Finanzplan mit 

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf  438.394.423 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf      435.032.466 EUR 

 

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf   40.406.680 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf   52.250.850 EUR 

 

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf    11.518.000 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf         682.500 EUR 

 

festgesetzt. 

 

§ 2 

 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich 

ist, wird auf            11.518.000 EUR 

 

festgesetzt. 

 

§ 3 

 

 Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von 

 Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf          6.630.000 EUR 

 
festgesetzt. 

 

§ 4 

  

 Die Verringerung der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnis- 

         plan wird auf            

                 6.097.563 EUR 
 

 festgesetzt. 

 

§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

                                   50.000.000  EUR 

 
 festgesetzt. 
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§ 6 

 
1. Allgemeine Kreisumlage: 

Der Hebesatz der Allgemeinen Kreisumlage wird auf 34,9764 v.H. der für das Haushaltsjahr 2021 geltenden Umlage-

grundlagen (Steuerkraftmesszahlen und Schlüsselzuweisungen der Gemeinden) festgesetzt. 

 

2. Jugendamtsumlage 

Zur Deckung der dem Kreis entstehenden Kosten für die Wahrnehmung der Aufgaben des Kreisjugendamtes wird von 

den Städten/Gemeinden ohne eigenes Jugendamt gemäß § 56 Abs. 5 Kreisordnung NW eine einheitliche Mehrbelas-

tung in Höhe von 23,3237 v. H. der für diese Gemeinden geltenden Umlagegrundlagen erhoben.  

 

3. Umlage Kreismusikschule   

Zur Deckung des Zuschussbedarfs der Kreismusikschule wird eine Mehrbelastung gem. § 56 Abs. 4 KrO erhoben, 

die sich 2021 unter Berücksichtigung von Abrechnungsbeträgen aus Vorjahren auf 480.000 EUR beläuft. Herangezo-

gen werden alle Städte und Gemeinden mit Ausnahme von Hövelhof und Paderborn. Als Maßstab für die Heranzie-

hung gelten für 50 v.H. des vorgenannten Zuschussbedarfes die Umlagegrundlagen gem. § 6 und für die weiteren 50 

v.H. die von der Kreismusikschule für die Schüler der „betreuten“ Städte/Gemeinden geleisteten Wochenstunden 

(durchschnittlicher Wert, errechnet aus den Ist-Zahlen per 01.03. und 01.09.2020). 

 

4. Umlage Kreisfahrbücherei   

Zu Deckung des Zuschussbedarfs der Kreisfahrbücherei wird eine Mehrbelastung gem. § 56 Abs. 4 KrO erhoben, 

die sich 2021 unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Vorjahre auf 252.000 EUR beläuft. Herangezogen werden 

alle Städte und Gemeinden mit Ausnahme von Altenbeken, Bad Lippspringe, Borchen, Hövelhof und Paderborn. 

Als Maßstab für die Heranziehung gelten für 25 v.H. des vorgenannten Zuschussbedarfs die Umlagegrundlagen gem. 

§ 6 und für die weiteren 75 v.H. die Ausleihzahlen des Jahres 2019. 

 

 

Die Kreisumlage, die Umlagen für das Jugendamt und die Mehrbelastungen gem. § 56 Abs. 4 und 5 KrO sind in mo-

natlichen Teilbeträgen von 1/12 jeweils zum 15. eines Monats fällig.  

 
§ 7 

 

Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes    entfällt 

 

§ 8 
 

Stellenplanvermerke „künftig wegfallend“ (kw) und „künftig umzuwandeln“ (ku) werden beim Ausscheiden des Stel-

leninhabers aus dieser Planstelle bzw. beim Eintritt der in bestimmten Einzelfällen maßgebenden Vorraussetzungen 

wirksam. 

 
§ 9 

 

Über- und außerplanmäßiger Aufwand bzw. Auszahlungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage beru-

hen, sind im Sinne von § 83 II GO NRW erheblich, wenn der im Haushaltsplan veranschlagte Ansatz um mehr als 

150.000 € überschritten wird. 

Aufwand bzw. Auszahlungen, die nicht auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage beruhen, sind erheblich, wenn 

sie mehr als 100 v.H. des Haushaltsansatzes ausmachen und mindestens 15.000 € betragen. Diese Wertgrenzen bezie-

hen sich bei zuwendungsfinanzierten Aufwendungen bzw. Auszahlungen nur auf den Eigenanteil des Kreises. 

Als nicht erheblich im Sinne von § 83 GO gelten Aufwendungen und Auszahlungen, die 

- der Rückzahlung von Zuweisungen dienen 

- der inneren Verrechnung zwischen den Produkten dienen, 

- auf einer besoldungsrechtlichen oder tarifvertraglichen Grundlage beruhen 
- im Rahmen der Jahresabschlussbuchungen (z.B. Abschreibungen, Wertberichtigungen auf Forderungen 

und Pensionsrückstellungen) anfallen, 

- zusätzlich in den „Pensionsfonds“ aufgrund von Zahlungen der Versorgungskasse als Ablösung für Er-

stattungsansprüche bei Dienstherrenwechsel eingezahlt werden. 

- aufgrund eines Wechsels zwischen Auszahlungs- und Aufwandsermächtigungen innerhalb der Förderpro-

gramme entstehen. Auf den Vorbericht (Seiten V 5 bis V 13) wird verwiesen. 

 

                                                gez.                                                                                    gez. 

         

   Landrat     Schriftführer 



                                                                  Amtsblatt 
für den Kreis Paderborn 

 

78. Jahrgang 23. April 2021               Nr. 91 / S. 24    
 

 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 Gemeindeordnung NRW (GO) der 
Bezirksregierung in Detmold mit Schreiben vom 23.02.2021 angezeigt worden. Die Bezirksregierung 
hat nach Prüfung der Unterlagen mit Verfügung vom 19.04.2021 - 31.02.1.2-002/2020-001 - das An-
zeigeverfahren nach § 53 Kreisordnung NRW (KrO) i.V.m. § 80 GO abgeschlossen. 
  
Der Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegt in der Zeit vom 22. April 2021 bis zum Ende der Ausle-
gung des Jahresabschlusses 2021 zur Einsichtnahme im Kreishaus Paderborn, Aldegreverstraße 10 
- 14, Zimmer A.04.20, öffentlich aus. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO und 
der KrO beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und  
    dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
    Mangel ergibt. 
 
 
 
 
Paderborn, den 20. April 2021 
 
 
 
 
 
                                                                                          gez. 
 
 
                                                                                  Christoph Rüther 
 
 
             Landrat 


